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URGENT ACTION 

3000 OBDACHLOSE NACH 
ZWANGSRÄUMUNG 
KENIA 
UA-Nr: UA-151/2020   AI-Index: AFR 32/3151/2020   Datum: 2. Oktober 2020 – mr 

3.000 BEWOHNER_INNEN DER DAGORETTI-CORNER-SIEDLUNG IN NAIROBI 

Infolge der rechtswidrigen Zwangsräumung der Dagoretti-Corner-Siedlung in Nairobi am 1. Oktober durch die 

staatlichen Unternehmen Kenya Railways Corporation und Kenya Power & Lighting Company sind jetzt mehr als 

3.000 Menschen obdachlos. Das rechtswidrige Vorgehen war ein Verstoß gegen das Moratorium für 

Zwangsräumungen während der Covid-19-Pandemie, das der Präsident am 11. Mai 2020 erlassen hatte. Amnesty 

International fordert die zuständigen Stellen auf, sich so zu verhalten, dass die Gesundheit und das Leben aller 

von der rechtswidrigen Zwangsräumung Betroffenen geschützt werden. 

Am Morgen des 1. Oktober ließen das staatliche Stromunternehmen Kenya Power & Lighting Company und das 

staatliche Eisenbahnunternehmen Kenya Railways Corporation die Dagoretti-Corner-Siedlung in Nairobi räumen. 

Dadurch wurden mehr als 3.000 Menschen obdachlos. Der Abriss von Häusern und Arbeitsstätten wurde unter 

völliger Missachtung des präsidialen Moratoriums für Zwangsräumungen für die Dauer der Covid-19-Pandemie 

vom 11. Mai 2020 vorgenommen und verstößt gegen Kenias internationale Menschenrechtsverpflichtungen. 

Der Zugang zu Wohnraum ist ein Menschenrecht und inmitten der Covid-19-Pandemie umso wichtiger, um sich 

selbst zu schützen, die Ausbreitung des Coronavirus zu verhindern und um sicherzustellen, dass angesteckte 

Personen sich angemessen erholen und auskurieren können. Amnesty International verurteilt daher aufs Schärfste 

die rechtswidrige Zwangsräumung der Bewohner_innen der Dagoretti-Corner-Siedlung. Der Abriss begann am 

1. Oktober um 10 Uhr und wurde von mehr als 100 bewaffneten Polizist_innen in Uniform begleitet. Bei dieser 

Zwangsräumung sind zudem über 200 Kleinunternehmen zerstört worden. Die Behörden haben die 

rechtsstaatlichen Erfordernisse für eine rechtskonforme Zwangsräumung nicht erfüllt und die Anwohner_innen 

z.B. nicht mit angemessenem Vorlauf darüber informiert. Die rechtswidrige Zwangsräumung hat nicht nur das 

Risiko einer Ansteckung mit Covid-19 für die Betroffenen erhöht und ihr Leben und ihre Lebensgrundlage in 

Gefahr gebracht, sondern sie stellt auch eine Menschenrechtsverletzung dar, z.B. gegen das Recht auf 

angemessenes Wohnen. 

HINTERGRUNDINFORMATIONEN 

Am 11. Mai – fünf Tage nach den Zwangsräumungen in Kariobangi – kündigte der Präsident durch den Minister 

für Inneres und die Koordinierung der nationalen Regierung an, dass „keine Zwangsräumungen stattfinden sollen, 

bis das Land die Herausforderungen der Covid-19-Pandemie überstanden hat“. Er kündigte ebenfalls an, dass die 

Polizei angewiesen worden sei, alle Zwangsräumungen einzustellen und dass die Polizist_innen gerichtliche 

Anordnungen zu Zwangsräumungen durch die Generalstaatsanwaltschaft bestätigen lassen müssen. 

Mit der Zwangsräumung der Dagoretti-Corner-Siedlung am 1. Oktober sollte der Zugriff auf ein Grundstück 

sichergestellt werden, das Kenya Railways Corporation gehören soll. Die Kenya Power & Lighting Company riss 

ebenfalls Häuser ab, die an einer Stromversorgungstrasse lagen. Die meisten der betroffenen Anwohner_innen 

waren zur Zeit des Abrisses bei der Arbeit und hatten deshalb keine Gelegenheit, ihr Hab und Gut zu sichern. 

Amnesty International ist darüber informiert worden, dass die Bewohner_innen dort seit über 25 Jahren leben. 

Der Abriss der Häuser erhöht in Anbetracht der derzeitigen Situation nicht nur das Risiko für Covid-19, sondern 

ist auch eine grobe Verletzung der Menschenrechte, darunter des Rechts auf angemessenes Wohnen, das in der 

kenianischen Verfassung und internationale Menschenrechtsabkommen verankert ist, zu deren Vertragsstaaten 



 

 

 

 

Kenia gehört. Amnesty International fordert die Beteiligten auf, sich so zu verhalten, dass die Menschenrechte 

und die Gesundheit aller von der rechtswidrigen Zwangsräumung Betroffenen geschützt werden. 

SCHREIBEN SIE BITTE 

E-MAILS, FAXE ODER LUFTPOSTBRIEFE MIT FOLGENDEN FORDERUNGEN 

▪ Ich fordere Sie höflich auf sicherzustellen, dass die Ministerien für Land, Wohnen und Energie die volle 

Verantwortung für das Unrecht übernehmen, das diesen Familien widerfahren ist und einen wirksamen 

Rechtsbehelf bereitstellen, darunter die Bereitstellung angemessenen alternativen Wohnraums, 

Wiedergutmachung und die Garantie, dass dies nicht noch einmal geschieht. 

▪ Das Parlament soll alle verantwortlichen Mitarbeiter_innen der Kenya Railways Corporation und der Kenya 

Power & Lighting Company ausfindig machen und sie vorladen, um festzustellen, warum gegen das 

Präsididalmoratorium für alle Zwangsräumungen in Nairobi während der Covid-19-Pandemie verstoßen wurde. 

▪ Bitte sorgen Sie dafür, dass der Polizeipräsident eine Vorgabe an alle Beamt_innen herausgibt, im Hinblick auf 

Zwangsräumungen keine rechtswidrigen Aktivitäten durchzuführen und gegen alle Beamt_innen zu ermitteln 

und verwaltungsrechtliche Schritte gegen sie einzuleiten, die an der rechtswidrigen Zwangsräumung der 

Bewohner_innen der Dagoretti-Corner-Siedlung beteiligt waren. 

 

ACHTUNG! Aufgrund der Verbreitung des Coronavirus ist die weltweite Briefzustellung momentan 
eingeschränkt. Da sich die Zustellung täglich ändern kann, prüfen Sie bitte auf der Website der Deutschen Post 
unter „Aktuelle Informationen zum Coronavirus“, ob Briefe im Zielland zugestellt werden. Falls nicht, senden 
Sie Ihre Appellschreiben bis auf Weiteres bitte auf elektronischem Weg. Appelle in Papierform können 
außerdem an die Botschaft des Ziellandes in Deutschland geschickt werden. 

 

APPELLE AN 
PRÄSIDENT 
H.E Uhuru Kenyatta 
The President of the Republic of Kenya and  
Commander in Chief of the Armed Forces 
Office of the President 
PO Box 62345 – 00200  
Nairobi, KENIA 
(Anrede: Dear President / Sehr geehrter Herr Präsident) 
E-Mail: president@statehouse.go.ke 
Twitter: @UKenyatta  

KOPIEN AN 
BOTSCHAFT DER REPUBLIK KENIA 
Frau Esther Nyambura Mungai 
Geschäftsträgerin a.i. 
Markgrafenstraße 63 
10969 Berlin 
Fax: 030-25 92 66 50 
E-Mail: office@kenyaembassyberlin.de

 

Bitte schreiben Sie Ihre Appelle möglichst sofort. Schreiben Sie in gutem Englisch oder auf Deutsch. Da 

Informationen in Urgent Actions schnell an Aktualität verlieren können, bitten wir Sie, nach dem 

27. November 2020 keine Appelle mehr zu verschicken. 

PLEASE WRITE IMMEDIATELY 

▪ I call on you to ensure the Ministries in charge of Lands, Housing and Energy to take full responsibility for the 

injustices that these families have suffered and provide effective remedy including provision of adequate 

alternative housing, compensation and guarantees of non-repetition. 

▪ Call upon Parliament to investigate and summon all responsible officers from the Kenya Railways Corporation 

and Kenya Power & Lighting Company to establish why the Presidential moratorium on all evictions in Nairobi 

during COVID-19 was disregarded. 

▪ Call upon the Inspector General of Police to issue an advisory to all officers against facilitating unlawful 

activities related to evictions and to investigate and take administrative action on all officers who contributed to 

the forced eviction of Dagoretti Corner settlement residents. 
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